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Geſetz⸗ Sammlung 
fuͤr die ö 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
N : No. 20. 255 


(No. 2035.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 15. Juni 1839., wonach des Königs Majeftät 
den anliegenden Tarif zur Erhebung des Schleuſengeldes bei der Schiffs⸗ 
und Flößſchleuſe zu Groß⸗Bubainen am Pregel genehmigen. 

gi 

Ar: habe den mit Ihrem Berichte vom 23. v. M. eingereichten Tarif zur 

— Erhebung des Schleuſengeldes bei der Schiffs⸗ und Floͤßſchleuſe zu Groß⸗Bu⸗ 
bainen am Pregel mit dem Vorbehalte einer Reviſton von 10 zu 10 Jahren 
genehmigt und ſende Ihnen denſelben vollzogen zurück. 


Berlin, den 15. Juni 1839. 
Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen von Alvensleben. 


„ 


zur Erhebung des Schleuſengeldes bei der Schiffs und Floͤß⸗ 
| Schleuſe zu Groß-Bubainen am Pregel. | 


W E; wird entrichtet: 


Rthlr. Sgr. 
1) Fuͤr einen beladenen Kahn bei einer Tragfähigkeit von 40 u. mehr Laſten 1 — 
2): 0 2 . RN) 5 : 30 bis 40 Laſten — 25 
3) 2 5 . „ 20 bis 30 Laſten — 20 
4) ʒ᷑ K * 55 s „10 bis 20 Laſten — 15 
55 p = 33 D s unter 10 Safen — 5 
F Handfahn.. - 2.0... en... — 2 
, 0... — 3 


In fo weit die Stuͤckzahl weniger als 10 beträgt, oder durch 10 nicht 
theilbar iſt, wird für jedes Stück vier Pfennige entrichtet. 
(No. 20352036.) Jahrgang 1839. M m All⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin, den 24. Auguſt 1839.) 


ee 
Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Unbeladene Kaͤhne, das heißt ſolche, welche außer dem Gepaͤck und der 
N keine Ladung haben, zahlen nur ein Drittheil obi⸗ 
ger Satze. ER | 

2) Von Transporten, die für unmittelbare Rechnung des Staats geſche⸗ 
hen, werden gar keine Abgaben erhoben. 

Berlin, den 23. Mai 1839. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf von Alvensleben. 


(No. 2036.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Juni 1839., die Aufhebung der bisherigen 
Chauſſeebau⸗Dienſte in den Regierungsbezirken Magdeburg und Merſeburg 
betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 11. v. M. beſtimme Ich nach Ihrem Antrage und 
mit Bezug auf Meine im Landtagsabſchiede vom 31. Dezember 1838. den Saͤch⸗ 
ſiſchen Provinzialſtaͤnden ertheilte Zuſicherung, daß die in den Regierungsbezirken 
Magdeburg und Merſeburg nach Maaßgabe des Publikandi vom 13. Novem⸗ 
ber 1787. zu leiſtenden Baudienſte zur Unterhaltung der Staats⸗Chauſſeen vom 
1. Januar k. J. an nicht weiter in Anſpruch genommen werden ſollen. Rück 
ſichtlich derjenigen Dienſte, welche in den gedachten Regierungsbezirken auf den 
Grund des Edikts vom 14. Juli 1742. und des Mandats vom 21. Mai 1743. 
zur Unterhaltung der, nicht chauſſeemaͤßig ausgebauten, Wege abzuleiſten ſind, be⸗ 
hält es bis zur Publikation abaͤndernder geſetzlicher Vorſchriften das Bewenden. 
Sie haben dieſe Order durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 22. Juni 1839. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


(No. 2037.) 


= 


No. 20370 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 13. Juli 1839., die für die Folge rückſichtlich 
2/3704. Hefe Al, der Uebernahme von Nebenämtern durch Staatsbeamte zu beobachtenden 
5 Beſtimmungen betreffend. 


U. den Nachtheilen vorzubeugen, welche bei Staatsbeamten aus der Annahme 
von Nebenaͤmtern entſtehen koͤnnen, ſollen nach den Mir von dem Staatsmini⸗ 
ſterium in dem Berichte vom 14. v. M. gemachten Vorſchlaͤgen, von jetzt 
an folgende Beſtimmungen zur Anwendung kommen: 


1) Kein Staatsbeamter darf ein Nebenamt oder eine Nebenbeſchaͤftigung, 
mit welcher eine fortlaufende Remuneration verbunden iſt, ohne vorgaͤn⸗ 
gige ausdruͤckliche Genehmigung derjenigen Centralbehoͤrden uͤbernehmen, 
welchen das Haupt⸗ und das Nebenamt untergeben ſind. 

2) Die betreffenden Centralbehoͤrden haben ſich in jedem einzelnen Falle 
uͤber die, den obwaltenden beſonderen Umſtaͤnden entſprechenden Bedin⸗ 
gungen, wovon die Ertheilung der Genehmigung abhaͤngig zu machen iſt, 
zu vereinigen. — Verabredungen, wonach ein Beamter, um eine Neben⸗ 
ſtelle oder Nebenbeſchaͤftigung zu uͤbernehmen, ſich in ſeinem Hauptamte, 
wenn auch auf eigene Koſten, ganz oder theilweiſe vertreten laſſen will, 
ſind unzuläffig. 

3) Die Uebertragung von Nebenaͤmtern oder Nebenbeſchaͤftigungen darf in 
der Regel nur auf Widerruf ſtattfinden. Die Centralbehoͤrden des Haupt⸗ 
wie des Nebenamts ſind gleich befugt, dieſen Widerruf eintreten zu laſ⸗ 
ſen, ohne daß eine Beſchwerde daruͤber zulaͤſſig iſt, oder eine Entſchaͤdi⸗ 
gung fuͤr den Verluſt der mit dem Nebenamte oder Geſchaͤfte verbun⸗ 
denen Einnahmen oder Vortheile in Anſpruch genommen werden kann. 
Die von Mir ſelbſt genehmigten Ernennungen zu Nebenaͤmtern ſind je⸗ 
doch als bleibende zu betrachten. — Aus beſonderen Gruͤnden koͤnnen auch 
die Centralbehoͤrden ausnahmsweiſe Nebenaͤmter oder Nebenbeſchaͤftigun⸗ 
gen entweder bleibend oder doch auf beſtimmte Jahre uͤbertragen, oder 
zu einer ſolchen Uebertragung die Genehmigung ertheilen. — Es muß dies 
aber bei der Verleihung oder der Genehmigung der Annahme ausdruͤck⸗ 
lich bemerkt werden, indem ſonſt der Widerruf jederzeit zulaͤſſig bleibt. 

4) Mit alleiniger Ausnahme der Faͤlle, in denen eine in den Etats aufge⸗ 
fuͤhrte Stelle als Nebenamt bleibend verliehen iſt, kann von dem mit 
Nebenaͤmtern oder Geſchaͤften verbundenen Einkommen auf Penfion nie⸗ 
mals Anſpruch gemacht werden, wogegen von dieſem Einkommen auch 
keine Penſionsbeitraͤge zu entrichten find. In fo weit jedoch das Dienſt⸗ 
einkommen eines Nebenamts bei der Berechnung der Penſionsbeitraͤge 
bisher mit berückfichtige worden iſt, dauert die Entrichtung dieſer Bei⸗ 
traͤge und der entſprechende Penſionsanſpruch ſo lange fort, bis dieſes 
Nebenamt anderweitig verliehen wird. 

5) Alle Einnahmen und Emolumente, welche ein Beamter außer dem mit 
feinem Hauptamte verbundenen Einkommen aus Staats ⸗, Inſtituten⸗, 
Korporations⸗ oder anderen Kaſſen und Fonds bezieht, muͤſſen in dem⸗ 
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jenigen Etat, worin das Hauptamt aufgefuͤhrt iſt, genau vor der Linie 
vermerkt werden. Auch iſt in dem Jahresetat, worin eine ſolche Neben⸗ 
Einnahme zum erſten Male erſcheint, nachzuweiſen, daß bei deren Ver⸗ 
leihung den vorſtehenden Vorſchriften genuͤgt worden. a 
Ich beauftrage das Staatsminiſterium, dieſe Beſtimmungen, von de⸗ 
nen ohne Meine ſpezielle Genehmigung niemals abgewichen werden darf, durch 
die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 13. Juli 1839. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Staats miniſterium. 


(No. 2038.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 15. Juli 1839., wonach des Königs Majeſtät 
den anliegenden Tarif zur Erhebung der Durchlaßgebühren an den ſtehen⸗ 
den Rheinbrücken bei Koblenz, Köln und Weſel genehmigen. 


(> 
Jo habe den mit Ihrem Berichte vom 17. v. M. eingereichten, den Verab⸗ 
redungen der Rheinſchiffahrts⸗Kommiſſion entſprechenden Tarif fuͤr die Erhebung 


— der Durchlaßgebuͤhren an den ſtehenden Rheinbruͤcken bei Koblenz, Koͤln und 


Weſel genehmigt und ſende denſelben Behufs der Publikation durch die Geſetz⸗ 
Sammlung vollzogen zuruͤck. 


Berlin, den 15. Juli 1839. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


Tarif 


es 


%%% re 
nach welchem die Gebühr für den Durchlaß durch die ſtehenden 
Rheinbruͤcken bei Koblenz, Koͤln und Weſel zu erheben iſt. 


E, wird entrichtet: 


A. Te Oeffnen des gewoͤhnlichen Durchlaſſes mittelft Abfahrens des Windes 
iffes f 
1. bei jeder der Rheinbruͤcken zu Koblenz und Köln von jedem Fahr⸗ 
zeuge) oder Jloſſe e 17 Sgr. 6 Pf. 
II. bei der Rheinbruͤcke zu Weſel 
von einem Fahrzeuge 
1) bei einer Tragfaͤhigkeit von 1000 Ctrn, oder mehr ... 1 Rthlr. 6 Sgr. 
7 2 


2) s s 2 „600, jedoch unter 1000 Ctrn. 1 > 

3), > $ 2 0 * 2 „— 24 ⸗ 
4)q 5 2 „ 50 9 „ 300 ⸗ — 20 ⸗ 
5 * z , weniger als 50 — +» 8% 


B. für den Durchlaß mittelſt Abfahrens eines oder mehrerer 
Bruͤckenjoche für jedes abgefahrene Joch bei jeder der drei 
vorgenannten Bruͤcken, von jedem Fahrzeuge oder Floſſe. . 2 Kthlr. 20 Sgr. 


Berlin, den 15. Juli 1839. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Alvensleben. 


(Jo. 20382030.) (No. 2039.) 
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Ne. 2039.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 20. Juli 1839., wodurch des Königs Majeſtät 
as Ae, 17 Rear [808 der Stadt Sachſa im Kreiſe Nordhauſen die revidirte Städteordnung vom 
Se ae, g. 17. März 1831. zu verleihen geruht haben. 


Auf Ihren Bericht vom 28. v. M. will Ich der Stadt Sachſa im Kreiſe 
Nordhauſen, in welcher fruͤher, ihrem eigenen Antrage gemaͤß, mit Einfuͤhrung 
der rebidirten Staͤdteordnung Anſtand genommen worden iſt, nach dem jetzigen 
Antrage des Gemeinderaths ſolche verleihen, Sie jedoch hiermit zugleich ermaͤch⸗ 
tigen, dafern dies nach weitern Ermittelungen zu Vermehrung der Zahl der 
waͤhlbaren Perſonen und zur Erleichterung des Wechſels erforderlich ſeyn ſollte, 
den nach §. 56. der Staͤdteordnung zur Waͤhlbarkeit erforderlichen Grundwerth 
von Eintauſend Thalern bis auf Sechshundert Thaler, oder auch die Zahl der 
Stadtverordneten von neun bis auf ſechs zu ermaͤßigen und ein hiernach ent⸗ 
worfenes Statut zu beſtaͤtigen. Dieſen Befehl haben Sie durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt machen zu laſſen. 
Teplitz, den 20. Juli 1839. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter des Innern und der Polizei, v. Roch ow. 


He. 2040) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Juli 1839., wodurch des Königs Majeſtät 
a , hac; de, der Stadt Wetzlar die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831. zu 


ee, 7. verleihen geruht haben. 


a die Bedenken, welche gegen den Antrag des Stadtraths zu Wetzlar auf 
Verleihung der revidirten Skaͤdteordnung angeregt worden, nach Ihrem Bes 
richte vom 28. v. M., für erledigt zu achten find, fo will Ich der Stadt Wetz⸗ 
lar die revidirte Staͤdteordnung vom 17. März 1831. nunmehr verleihen. Sie 
haben den Ober⸗Praͤſidenten der Provinz wegen der Einführung derſelben mit 
der erforderlichen Inſtruktion zu verſehen und dieſen Erlaß durch die Geſetz⸗ 
Sammlung bekannt zu machen. 

Teplitz, den 22. Juli 1839. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staatsminiſter v. Roch ow. 


(No. 2041.) 


1} ae 
(No. 2041.) Miniſterialerklärung über die, zwiſchen der Königl. Preußiſchen Regierung einer⸗ 
ſeits und der Herzogl. Anhalt⸗Deſſauiſchen Regierung andererſeits getrof⸗ 
fene Uebereinkunft wegen gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und 
Ausgewieſenen. Vom A. Jul 1839. 


355 der Koͤniglich Preußiſchen Regierung einerſeits und der Herzoglich 
Anhalt⸗Deſſauiſchen Regierung andererſeits iſt nachſtehende Uebereinkunft wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Vagabunden und Ausgewieſenen verabredet und 
abgeſchloſſen worden. 


F. 1. Es ſoll in Zukunft kein Vagabunde oder Verbrecher in das Ges 
biet des andern der beiden hohen kontrahirenden Theile ausgewieſen werden, wenn 
derſelbe nicht entweder ein Angehoͤriger desjenigen Staats iſt, welchem er zu⸗ 
gewieſen wird, und in demſelben ſein ee zu ſuchen hat, oder doch 
durch das Gebiet deſſelben als ein Angehoͤriger eines in gerader Richtung ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staats, nothwendig ſeinen Weg nehmen muß. 


$. 2. Als Staatsangehörige, deren Uebernahme gegenſeitig nicht verſagt 

werden darf, ſind anzuſehen: a 
a) alle diejenigen, deren Vater, oder, wenn ſie außer der Ehe erzeugt 

wurden, deren Mutter zur Zeit ihrer Geburt in der Eigenſchaft 
eines Unterthans mit dem Staate in Verbindung geſtanden hat, 
oder, welche ausdruͤcklich zu Unterthanen aufgenommen worden 
find, ohne nachher wieder aus dem Unterthansverbande entlaſſen 
a zu ſeyn, oder ein anderweitiges Heimathsrecht erworben 
zu haben; 
diejenigen, welche von heimathloſen Eltern zufällig innerhalb des 
Staatsgebiets geboren ſind, ſo lange ſie nicht in einem anderen 
Staate das Unterthanenrecht, nach deſſen Verfaſſung, erworben, 
oder ſich daſelbſt mit Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet, 
oder darin, unter Zulaſſung der Obrigkeit, zehn Jahre lang ge⸗ 
wohnt haben; ö 
diejenigen, welche zwar weder in dem Stagtsgebiete geboren find, 
noch das Unterthanenrecht nach deſſen Verfaſſung erworben haben, 
hingegen nach Aufgebung ihrer vorherigen ſtaatsbuͤrgerlichen Ders 
haͤltniſſe, oder überhaupt als heimathslos, dadurch in nähere Ver⸗ 
bindung mit dem Stagte getreten find, daß fie ſich daſelbſt unter 
Anlegung einer Wirthſchaft verheirathet haben, oder, daß ihnen 
waͤhrend eines Zeitraums von zehn Jahren ſtillſchweigend geſtat⸗ 
tet worden iſt, darin ihren Wohnſitz zu haben. 


b 


— 


c 


— 


$. 3. Wenn ein Landſtreicher ergriffen wird, welcher in dem einen Staate 
zufällig geboren iſt, in einem andern aber das Unterthanenrecht ausdruͤcklich er⸗ 
worben, oder mit Anlegung einer Wirthſchaft ſich verheirathet, oder durch zehn⸗ 
jährigen Aufenthalt ſich einheimiſch gemacht hat, fo it der letztere Staat, vor⸗ 
Ge, 2041.) zugs⸗ 
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zugsweiſe, ihn aufzunehmen verbunden. Trifft das ausdruͤcklich erworbene un⸗ 
terthanenrecht in dem einen Staate, mit der Verheirathung oder zehnjaͤhrigen 
Wohnung in einem andern Staate zuſammen, ſo iſt das erſtere Verhaͤltniß 
entſcheidend. Iſt ein Heimathloſer in dem einen Staate in die Ehe getreten, 
in einem andern aber nach ſeiner Verheirathung waͤhrend des beſtimmten Zeit⸗ 
raums von zehn Jahren geduldet worden, ſo muß er in dem letztern beibehal⸗ 
ten werden. 


d. 4. Sind bei einem Vagabunden oder auszuweiſenden Verbrecher 
keine der in den vorſtehenden Paragraphen enthaltenen Beſtimmungen anwend⸗ 
bar, ſo muß derjenige Staat, in welchem er ſich befindet, ihn vorlaͤufig beibehalten. 


$. 5. Verheirathete Perſonen weiblichen Geſchlechts find demjenigen 
Staate zuzuweiſen, welchem ihr Ehemann, vermoͤge eines der angefuͤhrten Ver⸗ 
haͤltniſſe, zugehoͤrt. Wittwen ſind nach eben denſelben Grundſaͤtzen zu behandeln, 
es waͤre denn, daß waͤhrend ihres Wittwenſtandes eine Veraͤnderung eingetreten ſey, 
durch welche fie, nach den Grundſaͤtzen der gegenwartigen Uebereinkunft, einem 
andern Staate zufallen. 

Auch ſoll Wittwen, imgleichen den Geſchiedenen, oder von ihren Ehe⸗ 
maͤnnern verlaſſenen Eheweibern, die Ruͤckkehr in ihren auswaͤrtigen Geburts⸗ 
oder vorherigen Aufenthaltsort dann vorbehalten bleiben, wenn die Ehe inner⸗ 
halb der erſten fünf Jahre nach deren Schließung wieder getrennt worden und 
kinderlos geblieben iſt. N 4 


$. 6. Befinden ſich unter einer heimathloſen Familie Kinder unter vier⸗ 
zehn Jahren, oder welche ſonſt wegen des Unterhalts, den ſie von den Eltern 
genießen, von denſelben nicht getrennt werden konnen, fo find ſolche, ohne Ruͤck⸗ 
ſicht auf ihren zufälligen Geburtsort, in denjenigen Staat zu verweiſen, welchem 
bei ehelichen Kindern der Vater, oder bei unehelichen die Mutter zugehoͤrt. 
Wenn aber die Mutter unehelicher Kinder nicht mehr am Leben iſt, und letztere 
bei ihrem Vater befindlich find, fo werden fie von dem Staate mit über 
nommen, welchem der Vater zugehoͤrt. f 


$. 7. Hat ein Staatsangehoͤriger durch irgend eine Handlung ſich ſei⸗ 
nes Buͤrgerrechts verluſtig gemacht, ohne einem andern Staate zugehoͤrig ge⸗ 
worden zu ſeyn, ſo kann der erſtere Staat der Beibehaltung oder Wieder⸗ 
annahme deſſelben ſich nicht entziehen. 


F. 8. Handlungsdiener, Handwerksgeſellen und Dienſtboten, ſo wie 
Schäfer und Dorfhirten, welche, ohne eine ſelbſtſtaͤndige Wirthſchaft zu haben, 
in Dienſten ſtehen, imgleichen Zöglinge und Studirende, welche der Erziehung 

oder des Unterrichts wegen irgendwo verweilen, erwerben durch dieſen Aufent⸗ 

halt, wenn derſelbe auch laͤnger als zehn Jahre dauern ſollte, kein Wohnſitzrecht. 

Zeitpaͤchter find den hier oben benannten Individuen nur dann gleich zu 

achten, wenn ſie nicht fuͤr ihre Perſon oder mit ihrem Hausſtande und Ver⸗ 
mögen ſich an den Ort der Pachtung hinbegeben haben. 0 

9. 


\ 


\- 
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F. 9. Denjenigen, welche als Landſtreicher oder aus irgend einem ans. 
dern Grunde ausgewieſen werden, hingegen in dem benachbarten Staate, 
nach den in der gegenwaͤrtigen Uebereinkunft feſtgeſtellten Grundſaͤtzen, kein 
Heimweſen anzuſprechen haben, iſt letzterer den Eintritt in ſein Gebiet zu geſtat⸗ 
ten, nicht ſchuldig; es wuͤrde denn urkundlich zur voͤlligen Ueberzeugung darge⸗ 
than werden koͤnnen, daß das zu uͤbernehmende Individuum einem in gerader 
Richtung ruͤckwaͤrts liegenden Staate zugehoͤre, welchem daſſelbe nicht wohl an⸗ 
ders als durch das Gebiet des erſteren zugefuͤhrt werden kann. 


$. 10. Saͤmmtlichen betreffenden Behörden wird es zur ſtrengen Pflicht 
gemacht, die Abſendung der Vagabunden in das Gebiet des andern der hohen 
kontrahirenden Theile nicht bloß auf die eigene unzuverlaͤſſige Angabe derſelben 
zu veranlaſſen, ſondern, wenn das Verhaͤltniß, wodurch der andere Staat zur 
Uebernahme eines Vagabunden konventionsmaͤßig verpflichtet wird, nicht aus 
einem unverdaͤchtigen Paſſe, oder aus andern voͤllig glaubhaften Urkunden her⸗ 
vorgeht, oder, wenn die Angabe des Vagabunden nicht durch beſondere Gruͤnde 
und die Verhaͤltniſſe des vorliegenden Falles unzweifelhaft gemacht wird, zuvor 
die Wahrheit ſorgfaͤltig zu ermitteln, und noͤthigenfalls bei der, vermeintlich zur 
Aufnahme des Vagabunden verpflichteten Behoͤrde Erkundigung einzuziehen. 


$. 11. Sollte der Fall eintreten, daß ein von dem einen der hohen kon⸗ 
trahirenden Theile dem andern Theile zum weitern Transporte in einen ruͤck⸗ 
waͤrts liegenden Staat, zufolge der Beſtimmung des $. 9. zugefuͤhrter Vaga⸗ 
bunde von dem letzteren nicht angenommen wuͤrde, ſo kann derſelbe wieder in 
denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zur vorlaͤufigen Beibehaltung 
zuruͤckgebracht werden. 


$. 12. Es bleibt den beiderſeitigen Provinzial⸗Regierungsbehoͤrden übers 
laſſen, unter einander die naͤheren Verabredungen wegen der zu beſtimmenden 
Richtung der Transporte, ſo wie wegen der Uebernahmsorte zu treffen. 


$. 13. Die Ueberweiſung der Vagabunden geſchieht in der Regel vers 
mittelſt Transports und Abgabe derſelben an die Polizeibehoͤrde desjenigen Or⸗ 
tes, wo der Transport als von Seiten des ausweiſenden Staats beendigt an⸗ 
zuſehen iſt. Mit den Vagabunden werden zugleich die Beweisſtuͤcke, worauf 
der Transport konventionsmaͤßig gegruͤndet wird, uͤbergeben. In ſolchen Faͤl⸗ 
len, wo keine Gefahr zu beſorgen iſt, koͤnnen einzelne Vagabunden auch mittelſt 
eines Laufpaſſes, in welchem ihnen die zu befolgende Route genau vorgeſchrieben 
iſt, in ihr Vaterland gewieſen werden. 

Es ſollen auch nie mehr als drei Perſonen zugleich auf den Transport 
gegeben werden, es waͤre denn, daß ſie zu einer und derſelben Familie gehoͤren, 
und in 99 5 Hinſicht nicht wohl getrennt werden koͤnnen. 

Groͤßere, ſogenannte Vagantenſchube ſollen kuͤnftig nicht Statt finden. 


$. 14. Da die Aus weiſung der Vagabunden nicht auf Requiſition des 

zur Annahme verpflichteten Staats geſchieht, und dadurch zunaͤchſt nur der eigene 
Vortheil des ausweiſenden Staats bezweckt wird, ſo koͤnnen fuͤr den Transport 
(No. 2041.) Jahrgang 1839. Nn und 
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und die Verpflegung der Vagabunden keine Anforderungen an den uͤbernehmen⸗ 
den Staat gemacht werden. Ho! 

Wird ein Auszuweiſender, welcher einem rückwärts liegenden Staate 
zugeführt werden ſoll, von dieſem nicht angenommen, und deshalb nach $. 11. 
in denjenigen Staat, welcher ihn ausgewieſen hatte, zuruͤckgebracht, ſo muß letz⸗ 
terer auch die Koſten des Transports und der Verpflegung erſtatten, welche bei 
der Zuruͤckfuͤhrung aufgelaufen ſind. 


$. 15. Die Eingangs gedachten Regierungen ſind ferner zur Beſeitigung 
aller Zweifel und Mißbverſtändniſſe, welche ſich über die Auslegung der Beſtim⸗ 
mungen F. 2. a. und c. der vorſtehenden Konvention, namentlich 
a) in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie 
weit die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen 
eingetretenen Veraͤnderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der un⸗ 
ſelbſtſtaͤndigen, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht entlaſ⸗ 
fenen Kinder derſelben, von Einfluß ſeyen? 
owie 
b) über die Beſchaffenheit des, $. 2. e. der Konvention erwaͤhn⸗ 
5 zehnjaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchafts⸗ 
uͤhrung ü 
ergeben koͤnnten, ohne hierdurch an dem in der vorſtehenden Konvention aus⸗ 
geſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die Unterthanenſchaft 
eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung des betref⸗ 
fenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig und bis 
auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung gelangen zu 
laſſen, und zwar, 


a zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der elterlichen Gewalt noch nicht 
entlaſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Eltern an 
und fuͤr ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines 
beſonders begruͤndeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen 
Staatsangehoͤrigkeit theilhaftig werden, welche die Eltern waͤhrend 
der Unſelbſtſtaͤndigkeit ihrer Kinder erwerben, 5 

i ingleichen 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit 
unfelbfiftändiger ehelicher Kinder, diejenigen Veranderungen 
nicht aͤußern koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters der⸗ 
ſelben in der Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, 
indem vielmehr über die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤn⸗ 
diger Kinder lediglich die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und 
Veraͤnderungen in deren Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung 
ihrer vormundſchaftlichen Behörde eintreten koͤnnen. 

Naͤchſtdem ſoll 5 


die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme 
eines Individuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend 
einem 
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einem Grunde laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Fällen 
des H. 2. c. der Konvention eintreten f 

1) wenn der Auszuweiſende ſich in dem Staate, in welchen er aus⸗ 
gewieſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine 
eigne Wirthſchaft gefuͤhrt hat, wobei zur naͤheren Beſtimmung 
des Begriffs von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch 
dann ſchon eintrete, wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf 
eine andere Art, als im herrſchaftlichen Geſindedienſte Bekoͤſtigung 

verſchafft hat; 


oder 

wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤberneh⸗ 

men ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne 

Unterbrechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung 

eines Domizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe 

nicht weiter ankommen ſoll. 

Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereingekommen: 
Koͤnnen die reſp. Behoͤrden uͤber die Verpflichtung des Staats, dem die 
Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend aufgeſtell⸗ 
ten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der darüber ſtattfinden⸗ 
den Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige Differenz 
derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen geweſen; ſo 
wollen beide kontrahirenden Theile den Streitfall zur kompromiſſariſchen 
Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundesſtaates ſtellen, wel⸗ 
cher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen gegenſeitiger Ueber⸗ 
nahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsverhaͤltniſſen befindet. 

Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſſen, 
der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden foll. 

An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen 
jedesmal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Re⸗ 
gierung eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt ein⸗ 
uſenden. 
ku die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 

von keinem Theile eine weitere Einwendung zulaͤſſig iſt, hat derjenige Staat, 

in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen der Differenz 
ſich befunden, die Verpflichtung, daſſelbe in ſeinem Gebiete zu behalten. 
Berlin, den 21. Juni 1839. 


(L. S0 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Sch v. Werther. 
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e Erklaͤrung wird hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß gebracht, nach⸗ 
dem ſie gegen eine Erklaͤrung des Herzoglich Anhalt⸗Deſſauiſchen Miniſteriums 
ei 5 d. M., welche von der dieſſeitigen nur darin abweicht, daß es im 
. 12. ſtatt 
5 gab 755 Au den beiderfeitigen Provinzial⸗Regierungsbehoͤrden uͤberlaſſen“, 
aſelbſt lautet: 
„Es bleibt den Koͤniglich Preußiſchen Provinzial⸗Regierungen und der 
Herzoglich Anhalt⸗Deſſauiſchen Kammer uͤberlaſſen“, 
ausgewechſelt worden iſt. 
Berlin, den 24. Juli 1839. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


